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1.0 Vorbemerkung 

 

1.1 Landes - und reg ionalp laneris che  Einordnung; Ziele  der Raumordnung 

Die Stadt Peine liegt zentral im Landkreis Peine, eingebettet in das Städtedreieck der 
Oberzentren Hannover-Braunschweig-Hildesheim. Das Gebiet der Stadt erstreckt 
sich über rd. 11.950 ha. Im Jahr 2010 lebten in der Stadt 49.250 Einwohner. 

Nördlich des Stadtgebietes grenzt die Gemeinde Edemissen, östlich die Gemeinden 
Wendeburg und Vechelde, südlich die Gemeinden Lahstedt und Ilsede und westlich 
die Gemeinde Hohenhameln und die Stadt Lehrte mit dem Ortsteil Hämelerwald 
(Ordnungsraum Hannover) an. Die Anbindung der Stadt Peine an die regionalen und 
überregionalen Verkehrsnetze erfolgt über zwei Anschlusspunkte an die Autobahn 
A 2 in Richtung Berlin bzw. Ruhrgebiet sowie über das klassifizierte Straßennetz der 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen. Naturräumlich gesehen liegt die Stadt Peine im 
Übergang von Geest (Burgdorf-Peiner Geestplatten) zu der Bördenregion (Braun-
schweig-Hildesheimer Lössbörde 1) mit ihren weiträumigen Ackerfluren.  

Für die Stadt Peine gilt das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 
(LROP) 2). Das Landes-Raumordnungsprogramm legt aufgrund der zentralörtlichen 
Gliederung die Ober- und Mittelzentren fest. Gemeinsam mit den Grundzentren bil-
den sie die zentralen Orte, die im Sinne eines dauerhaften Erhalts ausgewogener 
Siedlungs- und Versorgungsstrukturen zu sichern und zu entwickeln sind (2.2.01). In 
der Funktion eines Mittelzentrums (2.2.05) hat die Stadt Peine zentralörtliche Einrich-
tungen und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhalten (2.2.03). Zusätzlich ist 
für den Stadtteil Vöhrum ein Vorranggebiet für die Rohstoffgewinnung (3.2.2) und 
das Wendesser Moor als Natura 2000 Gebiet (3.1.3) erfasst. 

Als Mitglied des Zweckverbandes Großraum Braunschweig gilt für die Stadt Peine 
das Regionale Raumordnungsprogramm 2008 für den Großraum Braunschweig 3). 

In dem Großraum Braunschweig sollen u. a. die Siedlungs- und Freiraumfunktion 
sowie die Verkehrsinfrastruktur gesichert und entwickelt werden. Dabei ist die Sied-
lungsentwicklung vorrangig auf das zentralörtliche System – dem System der dezent-
ralen Konzentration folgend – auszurichten, u. a. mit der Aufgabe für die Stadt in ih-
rer Funktion als Schwerpunktraum der Siedlungsentwicklung zentrale Einrichtungen 
und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhalten. 

Überregional gesehen ist die Stadt Peine Bestandteil der Metropolregion Hannover-
Braunschweig-Göttingen. 

Durch das Stadtgebiet verläuft die elektrifizierte Bahntrasse Hannover-Braun-
schweig. Die nächstgelegenen Bahnhöfe zur Einbindung in das Fernverkehrsnetz 
befinden sich in Hannover und in Braunschweig. 

Der südlich der Stadt gelegene Hafen besitzt einen direkten Anschluss an den in 
Ost-West-Richtung verlaufenden Mittellandkanal. Über den Mittellandkanal sind die 
überregional verlaufenden Wasser- und Schifffahrtswege (z. B. Rhein, Elbe) zu errei-
chen. 

1)  Landschaftsrahmenplan Peine für den Landkreis Peine, 1994 
2) Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 
3) Zweckverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm 2008 für den 

Großraum Braunschweig 
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Das Plangebiet ist überplant und wird folgerichtig dem Siedlungsgebiet zugeordnet. 
Schutzgebiete sind in der Nachbarschaft nicht vorhanden. 

1.2 Entwicklung des  Plans / Rechts lage 

Die Stadt Peine besitzt einen wirksamen Flächennutzungsplan, der für den Plangel-
tungsbereich des Bebauungsplans nach der allgemeinen Art der baulichen Nutzung 
gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) als Wohnbauflächen 
dargestellt. Aufgrund der Wiedernutzbarmachung der Flächen für eine Bebauung im 
Zusammenhang der bebauten Ortslage und der vorliegenden Grundfläche von rd. 
2.500 m² wird der erforderliche Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung gem. § 13a BauGB aufgestellt. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der 
in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter ("die Erhaltungsziele 
und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Euro-
päischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes") sind nicht 
gegeben. 

Von der Erstellung einer Umweltprüfung und eines Umweltbericht gem. § 2a BauGB 
wird abgesehen.  

Das Vorhaben steht der geordneten städtebaulichen Entwicklung der Stadt nicht ent-
gegen. Aufgrund der Flächengröße von unter 1,5 ha wird eine Anpassung des Flä-
chennutzungsplanes nicht erforderlich.  

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 10 "An der katholischen Kirche" hatte die Ent-
wicklung von Wohngebiet zum Inhalt, um der Nachfrage nach Wohnbauland Rech-
nung zu tragen. Dabei wurde nördlich der jetzigen St. Joseph Gasse Einfamilienhaus 
Bebauung und südlich Hausgruppen mit restriktiven Regelungen mit Baufenstern, 
Baulinien und privaten Freiflächen festgesetzt. 

Der Bebauungsplan Nr. 10 "An der katholischen Kirche" ist im Jahre 1963 in Kraft 
getreten. 

Infolge wurde der Urplan einmal geändert. Die erste Änderung (Rechtskraft 1979) 
betraf eine grundsätzliche Entfeinerung der Festsetzungen. So wurden die Baugren-
zen großzügiger gefasst und die privaten Freiflächen entfielen. Südlich und östlich im 
Plangeltungsbereich wurde aufgrund bestehender landwirtschaftlicher Betriebe Dorf-
gebiet festgesetzt. Für den vorliegenden Änderungsbereich wurde das Baufenster 
und die Stellplatzfläche größer gefasst; die Grundausrichtung blieb bestehen. Für die 
Hausgruppen wurde eine zwingende Zweigeschossigkeit festgesetzt.  

Die zweite Änderung wurde 1992 mit dem Ziel begonnen, großflächige Einzelhan-
delsbetriebe, besonders Lebensmittel, auszuschließen. Das Verfahren wurde jedoch 
nicht weiter betrieben. 
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1.3 Notwendigkeit der Planaufs tellung; Ziele , Zwecke  und Aus wirkungen des  Be-
bauungs plans  

Die Stadt Peine ist bestrebt, im Rahmen der Nachverdichtung nicht bebaute inner-
städtische Flächen für eine Bebauung zur Verfügung zu stellen. Die für diese Fläche 
angestrebte Bebauung mit Hausgruppen, sowie der zwingenden Zweigeschossigkeit 
ließ sich bis zum heutigen Tage nicht umsetzen. 

Der Stadt liegt eine Bauanfrage für ein Grundstück unmittelbar südlich der Sankt-
Josef-Gasse vor, auf dem ein Einfamilienhauses errichtet werden soll. In dem südli-
chen Bereich ist z. Zt. die Haltung von Ponny´s auf einer Weide geplant. Langfristig 
soll hier auch Wohnnutzung entstehen. Die südlichen Flächen werden von der Sankt-
Josef-Gasse über einen Stichweg erschlossen. Die derzeitigen Festsetzungen des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes stehen den Vorhaben entgegen.  

Die Fläche ist rechtskräftig überplant. Die Erschließung ist von der St. Joseph Gasse 
gesichert. Mit der ersten Änderung des Bebauungsplanes "An der katholischen Kir-
che" wurden die privaten Freiflächen aus dem Urplan entfernt und als Baufläche 
festgesetzt. Entsprechend der zum Zeitpunkt der ersten Änderung gültigen Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) von 1977 ist auf die zulässige Grundfläche die Grund-
fläche von Nebenanlagen nicht anzurechnen. Insofern ist z. Zt. eine vollständige 
Versiegelung der Fläche mit Nebenanlagen möglich.  

Die Prüfung der Umweltbelange nach dem BNatSchG (dargestellt im Kapitel 3.0) ist 
in der Gegenüberstellung der gem. § 30 BauGB zulässigen Bebauung mit der Pla-
nung und unter Berücksichtigung der Verfahrensdurchführung gem. § 13a BauGB zu 
dem Ergebnis gekommen, dass kein zusätzlicher naturschutzfachlicher Eingriff auf 
dem Gelände erfolgt. Bei der Abwägung der Belange bezieht sich die Stadt insbe-
sondere auf § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB, wonach ein Ausgleich nicht erforderlich ist, 
soweit Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig 
waren.  

 

 

2.0 Planinha lt/ Begründung 

 

2.1 Baugebie te  

- Dorfgebiet (MD) gem. § 5 BauNVO 
Der Bebauungsplan setzt innerhalb des Geltungsbereiches ein eingeschränktes Dorf-
gebiet auf einer Fläche von rd. 2.500 m² fest. 

Südlich und westlich des Planbereiches wurde mit der ersten Änderung des Bebau-
ungsplanes "An der katholischen Kirche" Dorfgebiet festgesetzt. Dieses war ursächlich 
in den zwei bestehenden landwirtschaftlichen Betrieben im Bereich der Bahnhofstraße 
begründet. In dem bestehenden Dorfgebiet erfolgte keine Nutzungseinschränkung, so 
dass es sich um ein uneingeschränktes Dorfgebiet handelt.  

Im Sinne der Intention der Stadt Entwicklungsflächen für das dörfliche Wohnen pla-
nungsrechtlich vorzubereiten, werden in Weiterentwicklung des angrenzenden Dorf-
gebietes die für die geplante Nutzung vorgesehenen Flächen als eingeschränktes 
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Dorfgebiet (MDe) im Rahmen der Gliederungsmöglichkeiten gemäß § 1 Abs. 4 
BauNVO festgesetzt. Die Gebietskategorie "Dorfgebiet" berücksichtigt dabei einer-
seits die notwendige Wohnfunktion, andererseits die in Teilen noch dörfliche Prägung 
der Umgebung. In dem Bereich soll vorrangig sonstige Wohnnutzungen in Verbin-
dung mit kleineren nicht störenden Gewerbe- und Handwerksnutzungen oder mit 
Hobbytierhaltung ermöglicht werden.  

Um einerseits das ländliche Wohnen zu entwickeln, andererseits störintensive Nut-
zungen aufgrund der angrenzenden Wohngebiete in dem Änderungsbereich auszu-
schließen, werden gem. § 1 Abs. 5 BauNVO im gesamten Dorfgebiet land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe im Änderungsbereich ausgeschlossen. Ebenfalls ausge-
schlossen werden die allgemein zulässigen, störintensiven Nutzungen wie Betriebe 
zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, 
Einzelhandelsbetriebe, Gartenbaubetriebe und Tankstellen, sowie die ausnahmswei-
se zulässigen Vergnügungsstätten gem. § 1 Abs. 6 BauNVO aufgrund der von Ihnen 
ausgehenden Störwirkungen auf das Dorfgebiet und die angrenzenden Wohnberei-
che ausgeschlossen. Zulässig bleibt vordringlich die Wohnnutzung; darüber hinaus 
sind ebenfalls sonstige Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören, 
zulässig.  

Mit Bezug auf die Festsetzungen der rechtskräftigen Änderung resp. die bereits der-
zeit vorliegende bauordnungsrechtliche Ausnutzbarkeit wird die zulässige Grundflä-
chenzahl GRZ in dem festgesetzten Dorfgebiet (MD) mit 0,6 gewählt, wobei inklusive 
der Überschreitung gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 und 3 BauNVO eine maximale Versiege-
lung von 0,8 möglich ist.  

Für die Wahrung der lockeren Bebauung wird eine offene Bauweise festgesetzt, die 
Gebäudelängen auf 50 m begrenzt und Abstände der Gebäude zu den seitlichen 
Grundstücksgrenzen voraussetzt. Zusätzlich wird zweigeschossige Bauweise festge-
setzt, um die Einfügung in die vorhandene Nachbarschaft unter Berücksichtigung der 
ortstypischen Bauweise im Umfeld zu gewährleisten. Eine zwingende Geschossigkeit 
wird nicht vorgegeben. 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird großzügig durch Baugrenzen bestimmt, die 
im Norden, Westen und Osten den Mindestabstand von 3,0 m nach der Niedersäch-
sischen Bauordnung (NBauO) beachten. Das angrenzende Flurstück 69/4 im Süden 
wurde im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes "An der katholischen Kir-
che" als Dorfgebiet festgesetzt, unter Ausschluss der Zulässigkeit einer Überbauung 
mit Hauptanlagen. An der unmittelbaren Südgrenze des Flurstückes 69/20 soll ein 
Stallgebäude für Ponys errichtet werden. Da dieses Gebäude in dem gegebenen 
Kontext eine Hauptnutzung darstellt und nicht unter die Nebenanlagen gem. § 14  
BauNVO zu subsumieren ist, wird die Baugrenze in diesem Bereich ohne Abstand 
zur Flurstücksgrenze festgesetzt. Den Bauherrn soll damit eine möglichst große Fle-
xibilität bei der Ausnutzung ihrer Grundstücke auch für die Hauptanlagen gewährt 
werden.  

Zur Beibehaltung der Offenheit des Straßenraums und der Prägung durch den 
Hauptbaukörper im Verlauf der St.-Josef-Gasse sowie zur Abstandswahrung zum 
westlich des Planbereiches festgesetzten Erschließungsweges, wird zur nördlich an-
grenzenden öffentlichen Straße (St.-Josef-Gasse) und entlang der gesamten westli-
chen Grenze des Geltungsbereichs der 3. Änderung die Einhaltung des Mindestab-
standes von 3,0 m auch für Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO sowie Garagen 
oder Carports geregelt. In diesen Bereichen ist die Errichtung von Nebenanlagen 
sowie Garagen und Carports in einem Abstand von 3,0 m zur Grundstücksgrenze 
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unzulässig. Die übrigen Bereiche entfalten in den öffentlichen Straßenraum nur eine 
bedingte Wirkung. Insofern ist die Sonderregelung hier nicht anzuwenden.  

Aufgrund der bestehenden technischen Infrastruktur ist von einer Einbindung in die 
bestehenden Netze auszugehen.  

 

2.2 Verkehrliche  Belange   

Der Planbereich wird von der St. Joseph Gasse ausreichend erschlossen. Um den 
südlichen Bereich des Änderungsbereiches erschließen zu können, wird entspre-
chend den Festsetzungen der ersten Änderung der öffentliche Erschließungsstich im 
Osten des Planbereiches aufgegriffen und entsprechend der bereits erfolgten nach-
barschaftlichen Absprachen entsprechend des gebildeten Flurstückes eine Verkehrs-
fläche besonderer Zweckbestimmung festgesetzt. Von städtischer Seite besteht kein 
Erfordernis hier eine öffentliche Verkehrsfläche vorzugeben. Insofern handelt es sich 
bei der Erschließung um einen Privatweg. Um das südliche Flurstück medientech-
nisch erschließen zu können, wird gleichzeitig ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten der Ver- und Entsorgungsträger wie z. B. Wasser, Abwasser, Strom festge-
setzt.  

 

2.3 Immis s ions s chutz 

Zur ausreichenden schalltechnischen Berücksichtigung der Umgebung wurde eine 
Abstufung der Nutzungen in der ersten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 "An 
der katholischen Kirche" vorgenommen. Weitere schalltechnische Regelungen sind 
in dem Bebauungsplan nicht getroffen worden. Durch das bereits bestehende Ne-
beneinander von Wohn- und Dorfgebiet ist eine Vorprägung bereits gegeben. Zu-
sätzlich werden in der vorliegenden Änderung störintensive Nutzungen im Planbe-
reich ausgeschlossen, so dass sich keine wesentlichen Veränderungen der betrach-
teten Emissionen erkennen lassen.  

 

2.4 Grünordnung  

Grünordnerische Maßnahmen sind aufgrund der Einbindung durch den angrenzen-
den Bestand in dem vorhandenen Siedlungsgefüge nicht erforderlich. 

 

2.5 Ver- und Ents orgung 

Die Müllentsorgung erfolgt über den Landkreis Peine.  
Die Ver- und Entsorgungseinrichtungen des Gebietes sind zum Teil bereits vorhan-
den. Veränderungen von Hausanschlüssen oder Verlegungen von Anlagen und Lei-
tungen auf dem Gelände sind zwischen den Bauherrn und den Ver- und Entsor-
gungsträgern abzustimmen.  
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2.6 Vorbeugender Brands chutz 

Die erforderlichen Maßnahmen für den vorbeugenden Brandschutz sind mit dem zu-
ständigen Brandschutzprüfer und der Freiwilligen Feuerwehr abzustimmen. Entspre-
chend der Stellungnahme des Wasserverbandes Peine vom 06.05.2014 steht für die 
Löschwasserversorgung das öffentliche Trinkwassernetz zur Verfügung. Hier ist im 
weiteren Planverlauf zu prüfen, inwiefern die Leistungsfähigkeit des bestehenden 
Netzes zur Absicherung des Brandgrundschutzes ausreicht.  

 

2.7 Kampfmitte lfreihe it 

Die Freiheit von Kampfmitteln kann entsprechend der Stellungnahme des LGLN, 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen, RD Hannover 
nicht bescheinigt werden. Insofern sollten vor Beginn der Baumaßnahmen Sondie-
rungsarbeiten stattfinden. 

 

 

3.0 Umweltbelange 

 

3.1 Naturs chutz und Lands chafts pflege 

Gem. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe in das Landschaftsbild sowie in die 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Eine Ab-
handlung der Eingriffsregelung im Sinne des Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
ist nicht durchzuführen. Doch sind die durch die Planung berührten Umweltbelange, 
weiterhin gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sowie § 1a BauGB in der Abwägung zu be-
rücksichtigen. 

Der vorliegende Bebauungsplan umfasst eine Fläche im Umfang von ca. 0,25 ha, die 
sich als Siedlungsbereich darstellt.  

Die Stadt berücksichtigt bei der Planaufstellung insbesondere folgende, in den ein-
schlägigen Fachgesetzen und Normen festgelegte Ziele des Umweltschutzes: 

• Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 4) 

• Schutz und Vermeidung vor/ von schädlichen Umwelteinwirkungen 5) 6) 

Konkrete Ziele und Bewertungsmaßstäbe wurden aus den umweltbezogenen Dar-
stellungen und Festlegungen des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) 7), 
des Flächennutzungsplans der Stadt Peine, des Landschaftsrahmenplans für den 
Landkreis Peine und des Landschaftsplanes der Stadt Peine abgeleitet und für die 
naturschutzfachlichen Belange im Sinne von § 1a BauGB berücksichtigt. 

4) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
5) Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
6) DIN 18005 
7) Zweckverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm 2008 für den 

Großraum Braunschweig 
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a) Naturräumliche Schutzgüter 
Im RROP 2008 ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans als bauleitplanerisch 
gesicherter Bereich dargestellt, der frei von umweltrelevanten Festlegungen ist.  

Der Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Peine ordnet den Geltungsbereich 
dem Siedlungsbereich zu.  

Der Flächennutzungsplan der Stadt stellt den Planbereich als Wohnbaufläche dar. 

- Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 
Der überwiegende Teil der Fläche stellt sich als Sand/ Rasenfläche dar. Weitere 
Strukturen sind nicht vorhanden. Es liegt eine geringe Bedeutung für das vorliegende 
Schutzgut im Planbereich vor. 

- Schutzgut Boden 
Der Planbereich ist z. Zt. nicht bebaut. Die erste Änderung des Bebauungsplanes 
"An der katholischen Kirche" erfolgte auf der Rechtslage der BauNVO 1977, so dass 
gem. § 19 Abs. 4 BauNVO (1977) eine Vollversieglung durch Nebenanlagen möglich 
ist. Durch die Festsetzung eines Dorfgebietes mit einer Grundflächenzahl von 0,6 
incl. der Überschreitung gem. § 19 Abs. 4 BauNVO (1990) von bis zu 0,8 wird die 
planungsrechtlich zulässige Vollversiegelung zurückgenommen. Insofern erfolgt 
durch die Planung eine Verbesserung für das Schutzgut.  

- Schutzgut Wasser 
Die Planung bereitet gegenüber der vorhandenen Rechtslage keine zusätzliche Neu-
versiegelung vor, folglich bleiben Niederschlagswasserabfluss, Retentionsvermögen 
und Grundwasserneubildungsrate nahezu unverändert. Die Bedeutung des Planbe-
reichs für das Schutzgut ist gering, Eingriffe werden nicht vorbereitet.  

- Schutzgut Klima/ Luft 
Der Planbereich ist wegen seiner Versiegelung als Siedlungsklimatop ohne Bedeu-
tung für das Schutzgut einzustufen. Nennenswerte Eingriffe in das Schutzgut werden 
nicht vorbereitet. 

- Schutzgut Landschaft 
Der Planbereich wird der bebauten Ortslage zugeordnet. Die zulässige Höhenent-
wicklung wird in Analogie zu der z. Zt. zulässigen Nutzung mit Zweigeschossigkeit 
festgesetzt. Ein zusätzlicher Eingriff in das Landschaftsbild findet nicht statt. 

b) Kultur- und Sachgüter 
Bau- und Bodendenkmäler sind der Stadt für den Bereich und in seiner näheren 
Umgebung nicht bekannt.  

c) Schutzgut Mensch 
Der Bebauungsplan berücksichtigt die Abstufung der Baunutzungsverordnung. Dorf-
gebiete bestehen bereits in der Nachbarschaft. 

Es ist deshalb davon auszugehen, dass durch die vorliegende Planung keine negati-
ven Auswirkungen auf das Schutzgut entstehen. 

d) Bodenschutz 
Zum Schutz des Bodens vor Verunreinigungen sind die Vorgaben des Bundes-
bodenschutzgesetztes zu beachten. 
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Grundsätzlich ist festzustellen, dass durch die Planung keine über die bereits pla-
nungsrechtlich bestehenden, zulässigen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Ar-
ten und Lebensgemeinschaften und Boden vorbereitet werden.  

Die Stadt Peine nutzt die durch den § 13a BauGB und § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB 
gegebenen Möglichkeiten und verzichtet auf die Festsetzung von Ersatz- oder Aus-
gleichsmaßnahmen für Eingriffe in den Naturschutz und die Landschaftspflege.  

 

3.2 Andere  Planungs möglichkeiten 

Die Planung basiert auf einem konkreten Vorhaben, welches zwischen den Eigen-
tümern und der Stadt abgestimmt ist. Es wird auf ein Grundstück zurückgegriffen, 
welches planungs- und bauordnungsrechtlich bereits bebaubar ist. Insofern folgt die 
Stadt dem § 1a BauGB, nach dessen Grundsatz schonend mit Grund und Boden 
umzugehen ist. Andere Planungsmöglichkeiten werden daher nicht gesehen. 

Bei Verzicht auf diese Planung (Null-Variante) würde das Grundstück aufgrund der 
getroffenen Festsetzungen unbebaut bleiben. Die Stadt würde ihrer Aufgabe, eine 
angemessene Nachverdichtung zu sichern, nicht ausreichend nachkommen können. 

 

 

4.0 Flächenbilanz 

Die festgesetzten Flächen ergeben sich wie folgt: 
 
Nutzung Fläche Anteil 

Baugebiet 

Verkehrsfläche besonderer  
Zweckbestimmung 

0,24 ha 

 
0,01 ha 

96 % 

 
4 % 

 

 

5.0 Hinweis e  aus  Sicht der Fachplanungen 

Ver- und Entsorgung: 

Die Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH weist in der Stellungnahme 
vom 10.07.2014 auf Telekommunikationsanlagen im Planbereich hin. "Sollte eine 
Umverlegung unserer Telekommunikationsanlagen erforderlich werden, findet si-
cherlich zu gegebener Zeit ein Koordinierungsgespräch mit den betroffenen Versor-
gern statt, zu dem wir um möglichst frühzeitige Einladung bitten. Wir weisen darauf 
hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern sind, 
nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen." 

In der Stellungnahme vom 17.07.2014 weist die Deutsche Telekom Technik GmbH 
auf die Verlegung neuer Telekommunikationslinien hin. Für den rechtzeitigen Aus-
bau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau 
und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn 
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und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Plangebiet der Deutsche Telekom 
Technik GmbH, Technik Niederlassung Nord, PTI 21, Neue-Land-Str. 6, 30625 Han-
nover, so früh wie möglich (wünschenswert 3 Monate) vor Baubeginn, schriftlich an-
gezeigt werden. 

Die Telekom beantragt sicherzustellen, dass für den Ausbau des Telekommunikati-
onsnetzes im Erschließungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie 
Nutzung der künftigen Straßen und Wege möglich ist, dass auf Privatwegen (Eigen-
tümerwegen) ein Wege- und Leitungsrecht zugunsten der Telekom kostenfrei einge-
tragen wird, sowie dass eine rechtzeige Abstimmung der Lage und der Dimensionie-
rung der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbau-
maßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt. 

Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung 
des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise 
nur mit Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer aus-
reichenden Planungssicherheit möglich ist. Das kann bedeuten, dass der Ausbau 
der TK-Linien im Plangebiet aus wirtschaftlichen Gründen in oberirdischer Bauweise 
erfolgt. 

Der Wasserverband Peine gibt folgende Stellungnahme (06.05.2014) ab: 

Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. 
Bauleitplanung keine Bedenken. 

1. Die Wasserversorgung im Plangebiet erfolgt durch die Erweiterung des vom Was-
serverband Peine betriebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Vöhrum. 
 

2. Soweit die Erschließung von Grundstücken durch Privatwege vorgesehen ist, bit-
ten wir vor Veräußerung der Wege an die Anlieger um Eintragung von beschränkt 
persönlichen Grunddienstbarkeiten zum Schutz der von uns vorgesehenen bzw. 
betriebenen Versorgungsleitungen. 
Bei einer zukünftigen Bebauung ist im Bereich des bestehenden Leitungsnetzes 
entsprechend des DVGW-Regelwerkes W 400-1 "Technische Regeln Wasserver-
teilungsanlagen – Planung Teil 1 Planung" ein Arbeits- und Schutzstreifen einzu-
halten, der von zukünftigen Überbauungen frei zu halten ist. 
 

3. Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasser-
versorgung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch le-
diglich das vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedin-
gungen zur Verfügung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von 
Feuerlöschwasser aus dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfä-
higkeit des derzeitigen Rohrnetzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssitua-
tion abhängig ist, können wir weder hinsichtlich der Menge noch des Druckes Ga-
rantien für ausreichenden Brandgrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 
übernehmen. 

4. Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbe-
reich ist die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-
H 162 "Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu be-
achten. Dieser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten 
Grundstücken, sofern diese im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Ent-
sorgungsleitungen liegen. 
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6.0 Bodenordnende  oder s ons tige  Maßnahmen, für d ie  der Bebauungs plan  d ie  
Grundlage  bildet 

Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundla-
ge bildet, werden nicht erforderlich.  

 

 

7.0 Maßnahmen zur Verwirklichung des  Bebauungs plans  

Maßnahmen zur Verwirklichung des Bebauungsplans werden nicht erforderlich. Das 
Plangebiet ist sowohl verkehrlich als auch über die üblichen Einrichtungen der tech-
nischen Infrastruktur erschlossen.  

 

 

8.0 Verfahrens vermerk 

Die Begründung zum Bebauungsplan hat mit dem dazugehörigen Bebauungsplan 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom 08.07.2014 bis 07.08.2014 öffentlich ausgelegen. 

Sie wurde in der Sitzung am 23.10.2014 durch den Rat der Stadt Peine unter Be-
rücksichtigung und Einschluss der Stellungnahmen zu den Bauleitplanverfahren be-
schlossen. 

 

Peine, den 11.11.2014 

 

 

 

gez. Michael Kessler L. S. 
(Bürgermeister) 
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Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 
 

zum B-Plan Nr. 10 ("An der katholischen Kirche", 3. Änderung) - Vöhrum - 
 
 
 
 
Folgende mit Anschreiben vom 04.07.2014 an der Planung beteiligten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange haben keine Anregungen vorgebracht bzw. keine Stellungnahme ab-
gegeben: 

 
 

• Avacon AG, Burgwedel 
• Avacon AG, Salzgitter 
• Gemeinde Edemissen 
• Gemeinde Hohenhameln 
• Gemeinde Ilsede 
• Gemeinde Lahstedt 
• Gemeinde Vechelde 
• Gemeinde Wendeburg 
• Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade 
• Industrie- und Handelskammer Braunschweig 
• Landkreis Peine 
• Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
• Niedersächsisches Landvolk Braunschweiger Land e.V., Peine 
• Stadt Lehrte 
• Stadtwerke Peine GmbH 
• LGLN, Regionaldirektion Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
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Abwägung zum B-Plan 10 ("An der katholischen 
Kirche", 3. Änderung) - Vöhrum - 

 
Anlage 1 zur Vorlage Nr. 
356/2001, 2. Ergänzung 
Anlage 1 zur Begründung 
 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 
1 - 3 

  

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 
Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 
 

Beteiligung der Öffentlichkeit 
- Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB (08.07.2014 bis einschl. 07.08.2014) 
 
 keine Anregungen bzw. Stellungnahmen 
 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
- Stellungnahmen gemäß § 4 (2) BauGB (08.07.2014 bis einschl. 07.08.2014) 
 
01. Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH, Hans-Böckler-Allee 5,  

30173 Hannover 
 Schreiben vom 10.07.2014 

 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, deren 
Lage auf den beiliegenden Bestandsplänen (M 1:500) dargestellt ist. In welchem Maße 
diese aufgenommen/gesichert/wiederverlegt werden müssen, kann von uns zur Zeit nicht 
beurteilt werden. Sollte eine Umverlegung unserer Telekommunikationsanlagen erforder-
lich werden, findet sicherlich zu gegebener Zeit ein Koordinierungsgespräch mit den be-
troffenen Versorgern statt, zu dem wir um möglichst frühzeitige Einladung bitten. Wir wei-
sen darauf hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern 
sind, nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen. 
 

Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planrea-
lisierung. Der Hinweis wird an die entsprechenden 
Ämter im Hause verteilt. 

 
Es ist kein Beschluss erforderlich. 

 
02. Deutsche Telekom Technik GmbH, 30145 Hannover 

Schreiben vom 17.07.2014 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-
zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt 
Stellung: 
 
Seitens der Telekom besehen gegen den B-Plan Nr. 10, An der katholischen Kirche, 
3. Änderung Vöhrum, grundsätzlich keine Bedenken. 
 
Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Planbereichs durch die Telekom ist 
die Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich. 
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Anlage 1 zur Vorlage Nr. 
356/2001, 2. Ergänzung 
Anlage 1 zur Begründung 
 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 
1 - 3 

  

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 
Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 
 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, 
dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Plangebiet der Deutsche Tele-
kom Technik GmbH, Technik Niederlassung Nord, PTI 21, Neue-Land-Str. 6, 30625 Han-
nover, so früh wie möglich (wünschenswert 3 Monate) vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden. 
 
Die Telekom beantragt sicherzustellen, dass für den Ausbau des Telekommunikationsnet-
zes im Erschließungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung 
der künftigen Straßen und Wege möglich ist, dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) 
ein Wege- und Leitungsrecht zugunsten der Telekom kostenfrei eingetragen wird, sowie 
dass eine rechtzeige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen 
vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und 
Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt. 
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des 
Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur mit 
Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer ausreichenden 
Planungssicherheit möglich ist. Das kann bedeuten, dass der Ausbau der TK-Linien im 
Plangebiet aus wirtschaftlichen Gründen in oberirdischer Bauweise erfolgt. 

 
Der Bebauungsplan setzt für die Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht für die Anlieger und die Leitungsträger 
fest. Insofern sind die Belange gesichert. Es erfolgt 
ein Hinweis auf die Stellungnahme in der Begründung 
zur Beachtung bei der weiteren Planrealisierung. Der 
Hinweis wird an die entsprechenden Ämter im Hause 
verteilt. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 

 
 
03. Wasserverband Peine, Horst 6, 31226 Peine 
 Schreiben vom 14.07.2014 

 
Zur o. g. Bauleitplanung der Stadt Peine sind aus der Sicht des Wasserverbandes Peine 
keine weiteren Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 
Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 06.05.2014. 
 
Mit Schreiben vom 06.05.2014 nimmt der Wasserverband Peine wie folgt Stellung: 
 
Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. Bau-
leitplanung keine Bedenken. 
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Kirche", 3. Änderung) - Vöhrum - 

 
Anlage 1 zur Vorlage Nr. 
356/2001, 2. Ergänzung 
Anlage 1 zur Begründung 
 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB (Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB 
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegung) 

 
lfd. Nrn. insg. 
1 - 3 

  

Stellungnahme / Anregung 
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung 
Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine 

 
 

1. Die Wasserversorgung im Plangebiet erfolgt durch die Erweiterung des vom Wasser-
verband Peine betriebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Vöhrum. 
 

2. Soweit die Erschließung von Grundstücken durch Privatwege vorgesehen ist, bitten 
wir vor Veräußerung der Wege an die Anlieger um Eintragung von beschränkt persön-
lichen Grunddienstbarkeiten zum Schutz der von uns vorgesehenen bzw. betriebenen 
Versorgungsleitungen. 
Bei einer zukünftigen Bebauung ist im Bereich des bestehenden Leitungsnetzes ent-
sprechend des DVGW-Regelwerkes W 400-1 "Technische Regeln Wasservertei-
lungsanlagen – Planung Teil 1 Planung" ein Arbeits- und Schutzstreifen einzuhalten, 
der von zukünftigen Überbauungen frei zu halten ist. 
 

3. Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasserversor-
gung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Ver-
fügung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser 
aus dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen 
Rohrnetzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, können 
wir weder hinsichtlich der Menge noch des Druckes Garantien für ausreichenden 
Brandgrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen. 

4. Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbereich ist 
die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-H 162 
"Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu beachten. Die-
ser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten Grundstücken, so-
fern diese im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen lie-
gen. 

 
Der Bebauungsplan setzt für die Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht für die Anlieger und die Leitungsträger 
fest. Insofern sind die Belange gesichert.  
Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planrea-
lisierung. Der Hinweis wird an die entsprechenden 
Ämter im Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die 
Begründung werden beibehalten. 
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